
             

 

Pressemitteilung 

PRO ASYL und die Flüchtlingsräte der Bundesländer: 

Kindergrundsicherung muss für alle Kinder gelten! 

Die geplante Kindergrundsicherung ist ein wichtiges Projekt gegen Kinderarmut, 

schließt aber viele Kinder aus und verstärkt dadurch bereits bestehende 

Chancenungleichheiten. Denn geflüchtete Kinder, die schon jetzt benachteiligt werden, 

weil sie kein Kindergeld bekommen, sollen nun auch von der Kindergrundsicherung 

ausgeschlossen werden. PRO ASYL und die Flüchtlingsräte der Bundesländer fordern 

von der Bundesregierung, wirklich alle Kinder zu berücksichtigen!  

Aktuell wird ein Gesetzentwurf zur Kindergrundsicherung diskutiert, der zeitnah im Kabinett 

beschlossen werden soll. PRO ASYL und die Flüchtlingsräte sind empört, dass von der 

wichtigen Maßnahme, die laut dem Familienministerium „Kinder besser vor Armut schützen 

und gleiche Chancen schaffen” soll, ausgerechnet viele geflüchtete Kinder ausgenommen 

werden. 

“Schon jetzt leben geflüchtete Kinder oft prekär – für andere Kinder normale Aktivitäten oder 

Anschaffungen sind für sie nicht denkbar. Das wurde besonders während der Corona-

Lockdowns sichtbar, als viele geflüchtete Minderjährige die notwendigen technischen Geräte 

für die Teilnahme am Schulunterricht nicht anschaffen konnten. Der geplante Ausschluss 

geflüchteter Kinder von der Kindergrundsicherung ist Teil einer unwürdigen und auf 

Abschreckung gerichteten Sozialpolitik“, kommentiert Wiebke Judith, rechtspolitische 

Sprecherin von PRO ASYL. 

Die neue Kindergrundsicherung soll das bisherige Kindergeld (künftig: Kindergarantiebetrag) 

um einen einkommensabhängigen Kinderzusatzbetrag ergänzen, der gegebenenfalls den 

bisher über die Sozialhilfe oder das Bürgergeld gesicherten Lebensunterhaltsbedarf von 

Kindern abdecken soll. Laut einem Eckpunktepapier aus dem Familienministerium von 

Januar 2023 war eigentlich vorgesehen, auch Kinder, die bisher nur Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz bekommen, in die Kindergrundsicherung einzubeziehen. 

Nach den aktuellen Plänen der Bundesregierung sollen nun jedoch die Kinder asylsuchender 

und geduldeter Eltern ganz aus der Kindergrundsicherung herausfallen. Darüber hinaus sollen 

auch die Kinder ausgeschlossen werden, deren Eltern zum Beispiel bestimmte humanitäre 

Aufenthaltstitel oder wegen Überlastung der Ausländerbehörden „nur“ eine 

Fiktionsbescheinigung besitzen. Dies gilt auch dann, wenn die Kinder selbst ein dauerhaftes 

Aufenthaltsrecht besitzen oder Deutsche sind. Sie sollen weder das Kindergeld  noch den 

einkommensabhängigen Kinderzusatzbetrag erhalten. Sie wären auch von der 

Kindergrundsicherung ausgeschlossen. 

 

 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/die-neue-kindergrundsicherung-eine-leistung-fuer-alle-kinder-228230
https://harald-thome.de/files/pdf/2023/BMFSFJ%20Eckpunktepapier%20Kindergrundsicherung%2018.1.2023.pdf
https://harald-thome.de/files/pdf/2023/BMFSFJ%20Eckpunktepapier%20Kindergrundsicherung%2018.1.2023.pdf
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/stellungnahme-des-paritaetischen-gesamtverbands-zum-entwurf-eines-gesetzes-zur-einfuehrung-einer-kindergrundsicherung/


Illegitime sozialrechtliche Schlechterstellung  

PRO ASYL und die Flüchtlingsräte der Bundesländer kritisieren, dass nach Deutschland 

geflüchtete Menschen sozialrechtlich systematisch schlechter gestellt werden. Hierzu gehört 

insbesondere das Asylbewerberleistungsgesetz, welches deutlich niedrigere Leistungssätze als 

das Bürgergeld und zum Teil sogar entmündigende Sachleistungen statt Bargeld vorsieht. 

Weder die geltenden Regelungen noch die in der aktuellen Debatte häufiger gewordenen Rufe 

nach einer Streichung von Sozialleistungen sind mit dem Grundsatzurteil des 

Bundesverfassungsgerichts zum Asylbewerberleistungsgesetz vereinbar. In diesem wurde 

2012 festgehalten, dass die Menschenwürde nicht aus migrationspolitischen Zwecken 

relativiert werden darf. 

Sprich: Nur zur Abschreckung dürfen Sozialleistungen nicht klein gehalten werden. Für eine 

Abschaffung des diskriminierenden Sondergesetzes, das vor 30 Jahren geschaffen wurde, 

setzen sich derzeit 200 Organisationen ein. 

Weitergehende Informationen 

Ausführliche Kommentierungen zum Gesetzesentwurf finden Sie beim Paritätischen 

Gesamtverband oder bei Tacheles e.V. 
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https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2012/bvg12-056.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2012/bvg12-056.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/30-jahre-asylbewerberleistungsgesetz-200-organisationen-fordern-seine-abschaffung/
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Parit%C3%A4tischerGesamtverband_Stellungnahme_Kindergrundsicherung_RefE.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Parit%C3%A4tischerGesamtverband_Stellungnahme_Kindergrundsicherung_RefE.pdf
https://www.tacheles-sozialhilfe.de/aktuelles/archiv/tachelesstellungnahme-zur-kindergrundsicherung.html
http://www.fluechtlingsrat-rlp.de/
https://www.facebook.com/AK-Asyl-Fl%C3%BCchtlingsrat-RLP-eV-348052429359394/

